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Die künstliche Intelligenz (KI)
erobert auch das Bundeshaus:
Bereits lassen sich Parlamentari-
erinnen und Parlamentarier Re-
den oder Vorstösse vom Pro-
grammChat-GPTschreiben.Doch
was wäre, wenn KI plötzlich un-
vorteilhafte Bilder von ihnen ge-
nerieren und verbreiten würde?
Die Technologie birgt Risiken
und Gefahren. Deshalb werden
jetzt Regulierungen gefordert.

SP-NationalrätinMin LiMarti
verlangtmit einemVorstoss, dass
hierzulande das Regelwerk der
EU übernommen wird. «Die
Schweiz darf keine Insel in Euro-
pa werden», sagt sie. Die Hoch-
schulen undUnternehmen seien
bei der Entwicklung von KI an
vorderster Front dabei. «Es ist im
Interesse der Schweiz,möglichst
kompatible Regeln einzuführen.»

Das EU-Parlament hat diese
Woche ein KI-Gesetz aufgegleist.
Es dürfteweltweit das erste seiner
Artwerden. Dabeiwill die EU KI-
Systeme in verschiedene Grup-
pen einteilen. JemehrGefahrvon
einerAnwendung ausgeht, desto
strengere Regeln sollen gelten.
AuchVerbote sind angedacht.Die
Gesichtserkennung inEchtzeit im
öffentlichenRaumsowie KI-Sys-
teme, die Menschen nach ihrem
sozialen Verhalten oder ethni-
schen Merkmalen klassifizieren,
sollen nicht erlaubt werden.

«Selbst Fachleuten sind die
Risiken nichtmehr geheuer»
Die SP geht noch weiter. Sie
schlägt in einem neuen Grund-
satzpapier 20Regulierungsmass-
nahmen vor wie ein Rahmenge-
setz,Regeln zumSchutz derMen-
schen vor Diskriminierung oder
Aufsichts- undKontrollbehörden.
Die Partei will damit nichts
weniger als ein «demokratisches
Desaster» verhindern, wie es im
Papier heisst. Die Technologie
dürfe nicht einigenwenigen Fir-
men überlassen werden.

«Die Entwicklung hat sich
extrem beschleunigt», sagt SP-
Politikerin Marti. «Selbst den
Fachleuten sind die Risiken nicht
mehr geheuer.» Das sei ein kla-
res Zeichen, um jetzt zu handeln.

Zu denWarnern gehört auch Sam
Altman, Chef der Firma OpenAI,
die Chat-GPTentwickelt hat. Der
Amerikaner sorgt sich, dass KI
künftigWahlenmanipulieren, ja
sogardieMenschheit auslöschen
könnte. Kürzlich forderte er eine
globale Behörde, um die Sicher-
heit der Systeme zu überwachen
–nachVorbildderInternationalen
Atomenergiebehörde IAEA.

Diese Idee wird nun auch in
der Schweiz aufgenommen.FDP-
Nationalrätin Maja Riniker will
in einem Vorstoss vom Bundes-
ratwissen, ob auch er finde, dass
eine neue Organisation zur Re-
gulierung undVerifikation nach
Vorbild der IAEA nötig sei. Bis-
her verhielt sich der Bundesrat
eher defensiv. Es gibt zwar KI-
Leitlinien für dieVerwaltung und
ein Kompetenznetzwerk, das
imBundesamt für Statistik ange-

siedelt und mit einer Vollzeit-
stelle dotiert ist. Die Schweiz
arbeitet auch an einemKI-Regel-
werk des Europarats mit.

Der Bundesrat will jetzt
kein KI-Gesetz
Anfang 2022 war der Bundesrat
aber noch der Meinung, dass
hierzulande kein neues Gesetz
nötig sei. Kürzlich sagte Kommu-
nikationsministerAlbert Rösti im
Parlament, der Bundesratwerde
«die möglichen Optionen und
den allfälligen regulatorischen
Handlungsbedarf imBereich KI»
bis Ende 2024 aufzeigen.

Auch die Bürgerlichen haben
es nicht eilig. Sie sehen zwar ein,
dass die Technologie nicht nur
VorteilehatundesRegulierungen
brauchenwird. «Der Fokus soll-
te jetzt aber nicht auf neuen Ge-
setzen liegen, sonstwird nur die

Innovationskraft abgewürgt», so
SVP-Nationalrat Franz Grüter.

Ähnlich sieht es Mitte-Natio-
nalrat Thomas Rechsteiner. «Es
braucht rechtliche Rahmenbe-
dingungen, um die Menschen
und deren Privatsphäre zu schüt-
zen», sagt er. Die Nutzung von
KI dürfe niemanden diskriminie-
ren. Gleichzeitig dürfe aber die
Wirtschaft nicht zu stark einge-
schränkt werden.

FDP-NationalratAndri Silber-
schmidt schlägt vor, dass sich in
einem ersten Schritt die Bran-
chenverbände selbst regulieren.
«Die Politik kann dann immer
noch einschreiten,wenn eswei-
tergehendeRegeln braucht», sagt
er. Jetzt schon Gesetze zu erlas-
sen, sei zu früh. «Wenn ich die
Digitalkompetenz im Parlament
anschaue, ist die Gefahr eines
Schnellschusses gross.»

SPwarnt vor «Desaster»,
Mitte-rechts wartet erstmal ab
Künstliche Intelligenz Die Schweiz soll das neue KI-Gesetz der EU übernehmen, fordern
die Sozialdemokraten. Bürgerliche befürchten, dass es die Innovationskraft abwürgt.

Schon bald dürften in der Schweiz rund 150 neue
Windturbinenmunter imWinddrehen.ZumSchre-
cken der Gegner der bis zu 210 Meter hohen Gebil-
de.Das Parlament hat am Freitag den sogenannten
Windexpress definitiv abgesegnet.

Damit die Turbinen rasch gebaut werden kön-
nen, sollenmit demGesetz dieEinspracherechte der
Standortgemeinden und der Anwohner – vorüber-
gehend – stark eingeschränkt werden.

Deshalbhaben sichdie SVPundmehrereVerbän-
de vehement gegen das Gesetz gewehrt. Nachdem
das Parlament den Windexpress nun abgesegnet
hat,könnten es dieGegnernochmit einemReferen-
dum bekämpfen. Doch das ist der SVP zu viel: «Wir
werdendasReferendumnicht ergreifen», sagt Frak-
tionspräsident Thomas Aeschi. Die SVP habe nicht
soviele Ressourcen, umgegen jedes schlechte,vom
Mitte-links-Parlament beschlosseneGesetz 50’000
Unterschriften zu sammeln. Die Partei konzentrie-
re sich jetzt auf den «Kampf gegen das Asylchaos».

ZudenGegnerndesGesetzes zählen auchdie im
Verband Birdlife vereinigten Vogelschützer. Ge-
schäftsführerRaffaelAyé sagt: DerWindexpress sei
keine gute Lösung, um schnelleVerfahren undBio-
diversität zu vereinen. Das Referendum ergreifen
mag allerdings auch Birdlife nicht. Die Stiftung für
Landschaftsschutzwill ebenfalls keineVolksabstim-
mung erzwingen.

Letzte Hoffnung fürWindrad-Gegner
Eine Hoffnung bleibt den Windkraft-Skeptikern
noch. Der Verein Freie Landschaft Schweiz. Präsi-
dent Elias Vogt sagt: «Wir kritisieren den Windex-
press in seiner nun endgültigen Form scharf.» Das
Gesetz erteile faktisch Baubewilligungen fürWind-
turbinen,ohnedassdieEinhaltungvonBundesrecht
sichergestellt sei. Deshalb prüfe der Verein zurzeit,
ob er das Referendum ergreifenwerde.

Die 150 durch den Windexpress ermöglichten
Turbinenwürdengrobgeschätzt Strom für260’000
Haushalte liefern. Der Grossteil derWindräder soll
im Jura gebaut werden.
DerHauptgrund,weshalb die SVP auf das Referen-
dumverzichtet, dürfte einweiteres für die Energie-
wendeviel entscheidenderesGesetz sein:Nochdie-
ses Jahrwill das Parlament den sogenannten Man-
telerlass unter Dach und Fach bringen.

In diesemumfassendenGesetz soll geregeltwer-
den,wieder fürdenCO2-AusstiegnotwendigeStrom
produziertwird.Es geht unteranderemumeine So-
larpflicht auf Hausdächern, den Ausbau der Stau-
seen und die minimalen Restwassermengen bei
Wasserkraftwerken.Viele Punkte sind umstritten.

Auchhierkämpft die SVPaufweitenStreckenge-
gen eineMehrheit imParlament.Es scheint,dass sie
beimWindexpress auf das Referendum verzichtet,
um Energie für den Kampf gegen dieses Gesetz zu
sparen. Fraktionschef Aeschi: «Beim Mantelerlass
läuftvieles indie falscheRichtung.DieChancen sind
hoch,dasswirdagegendasReferendumergreifen.»

Mischa Aebi, Adrian Schmid

SVP verzichtet auf
den Kampf gegen
150Windräder

Energie Das Parlament beschloss
dieseWoche, den Bau von

Turbinen im Schnellverfahren
zu ermöglichen.

Droht ein Angriff von bösen KI-Robotern? Der Ruf nach Regulierung wird lauter. Foto: KI-generiert mit Dall-E
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Individuells
te

Individuells
te

Gleitsichtbr
illen

Gleitsichtbr
illen

sind unsere Stärke
sind unsere Stärke
Individuells

te
Individuells

te

Gleitsichtbr
illen

Gleitsichtbr
illen

sind unsere Stärke
sind unsere Stärke
Individuells

te
Individuells

te

Gleitsichtbr
illen

Gleitsichtbr
illen

sind unsere Stärke
sind unsere Stärke
Individuells

te

Gleitsichtbr
illen

sind unsere Stärke
Individuells

te
Individuells

te

Gleitsichtbr
illen

Gleitsichtbr
illen

sind unsere Stärke
sind unsere Stärke

Gleitsichtbrillen von Kochoptik sind mass-
geschneiderte Unikate. Geniessen Sie ein
neues Sehgefühl und überzeugen Sie sich
selbst von unseren Premium-Gleitsichtbrillen.

Jetzt Termin vereinbaren unter kochoptik.ch.
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